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In einer Welt, in der Kriege als Mittel 
der Politik anerkannt und bestimm-
ten Regeln unterworfen sind, gilt auch in 
einem Angriffskrieg das humanitäre Völ-
kerrecht. Das heißt, es ist zu ermitteln, 
welche Handlungen dagegen verstoßen 
und welche als Kriegsverbrechen gewer-
tet werden müssen.

Systematische Angriffe 
auf Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge

Ein zentrales Prinzip fordert die Unter-
scheidung zwischen Zivilbevölkerung und 
zivilen Objekten einerseits und Militär 
und militärischen Einrichtungen anderer-
seits. Im Jahr 2024 wurden von den rus-
sischen Streitkräften mehr Zivilpersonen 

sich in der Gewalt einer feindlichen Konflikt-
partei befinden, Anspruch auf Achtung ihres 
Lebens, ihrer Würde, ihrer persönlichen 
Rechte und ihrer politischen und religiösen 
und anderweitigen Überzeugungen haben. 

Es tauchten immer mehr Beweise dafür 
auf, dass die russischen Streitkräfte ukraini-
sche Kriegsgefangene summarisch hinrich-
teten. Die ukrainische Generalstaatsanwalt-
schaft gab an, dass seit 2022 mindestens 147 
ukrainische Gefangene hingerichtet worden 
seien, davon fast 90 Prozent (127 Personen) 
im Jahr 2024. Von der russischen Regierung 
werden diese Berichte in der Regel ignoriert 
oder zurückgewiesen. 

Die Videos, die in der Ukraine in den 
sozialen Medien dazu auftauchten, 
können ebenso wenig überprüft werden 
wie die Bedeutung von Aussagen russi-
schen Politikern, die die Hinrichtung von 
Kriegsgefangenen fordern. 

In Russland und in den von Russland 
besetzten Gebieten der Ukraine wurden 
Hunderte ukrainische Kriegsgefan-
gene vor Gericht gestellt, oft nur wegen 
ihrer Beteiligung an Kampfhandlungen. 
Dass diese Prozesse nicht die Standards 
für faire Verfahren erfüllten, stellte ein 
Kriegsverbrechen dar.

Etwa 97 Prozent der von der UN-Mis-
sion zur Überwachung der Menschen-
rechte in der Ukraine befragten ukraini-
schen Kriegsgefangenen berichteten, sie 
hätten in russischer Gefangenschaft Folter 
und andere Misshandlungen erlitten, wie 
schwere Schläge, Elektroschocks, sexua-
lisierte Gewalt, Schlafentzug und vorge-
täuschte Hinrichtungen.

Geltung der internationalen 
Strafgerichtsverfahren

Damit das Recht auf Gerechtigkeit und 
Wiedergutmachung eingelöst werden 
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In der medialen Berichter-
stattung und im politischen 
Diskurs über den Ukraine-
Krieg hierzulande werden 
inzwischen nur noch 
Luft- und Drohnenangriffe 
und ihre Opfer auf ukrai-
nischer Seite gezählt. Ein 
Blick in den Jahresbericht 
von Amnesty International 
offenbart umfassend die 
kriegsbedingten Reibungs-
verluste für die Menschen-
rechte auf beiden Seiten der 
Front.

verletzt oder getötet als im Vorjahr, und 
zwar nicht als sogenannte unvermeidliche 
Kollateralschäden bei Angriffen auf mili-
tärische Ziele, sondern oftmals weit ent-
fernt von der Front, denn Russland rich-
tete seine Angriffe mit Raketen und Droh-
nen weiterhin gezielt gegen dicht besie-
delte Gebiete. 

Am 8. Juli 2024 traf ein Marschflugkör-
per das Ochmatdyt-Kinderkrankenhaus in 
der Hauptstadt Kyjiw, das dabei schwer 
beschädigt wurde. Der Angriff tötete zwei 
Personen und verletzte mehr als 100, dar-
unter auch Kinder. In dem Krankenhaus 
wurden zum Zeitpunkt des Angriffs u. a. 
krebskranke und kriegsverletzte Kinder aus 
dem ganzen Land behandelt. Der Angriff 
auf das Ochmatdyt-Krankenhaus war Teil 
einer umfassenden russischen Angriffswelle, 
bei der am selben Tag in Kyjiw, Dnipro und 
Kryvyi Rih insgesamt mindestens 43 Zivil-
personen getötet wurden. Amnesty Inter-
national vermutet, dass es sich bei dem 
Angriff auf das Krankenhaus um ein Kriegs-
verbrechen handelte.

Zivile Objekte werden immer wieder 
angegriffen, dadurch dass Russland auch 
2024 seine systematische Zerstörung der 
ukrainischen Energieversorgung fortsetzt. 
Nach Angaben der Internationalen Ener-
gieagentur waren Ende Mai 70 Prozent der 
ukrainischen Wärmekraftwerke zerstört 
oder unter russischer Kontrolle. Der Rück-
gang der Stromerzeugung führte regelmä-
ßig zu Stromausfällen, insbesondere in den 
heißen Sommermonaten und im Winter, 
als die Nachfrage besonders hoch und die 
Schäden besonders gravierend waren. 

Gewalt und Verfolgung gegen 
Kriegsgefangenen

Das Völkerrecht sagt auch, dass gefan-
gen genommene Soldaten und Zivilisten, die 
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kann, muss es die Möglichkeit geben, die 
verübten völkerrechtlichen Verbrechen 
wirksam untersuchen und sie vor den 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH ) 
bringen zu können. Die rechtliche Grund-
lage des IStGH ist das Römische Statut, 
ein völkerrechtlicher Vertrag, in dem Völ-
kermord, Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und das Verbre-
chen der Aggression für strafbar erklärt 
werden.

Die Ukraine hat diesen Vertag zwar schon 
2000 unterzeichnet, ihn aber erst am 
21. August 2024 durch eine Abstimmung 
im Parlament ratifiziert. Sie nimmt dabei 
allerdings den Artikel 124 des Statuts für 
sich in Anspruch, die Übergangsbestim-
mung, die es einem neu beitretenden 
Staat ermöglicht, für einen Zeitraum von 
sieben Jahren nach Inkrafttreten des Sta-
tuts auf die Gerichtsbarkeit des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für bestimmte 
Verbrechen zu verzichten, „wenn diese 
Verbrechen mutmaßlich von ihren Staats-
angehörigen begangen wurden“. Diese 
Einschränkung könnte dazu führen, dass 
der IStGH in der Ukraine verübte völ-
kerrechtliche Verbrechen nicht wirksam 
untersuchen kann.

Der IStGH erließ im Jahr 2024 Haftbe-
fehle gegen zwei ranghohe russische Offi-
ziere sowie gegen den früheren rus-
sischen Verteidigungsminister Sergej 
Schoigu und Armeechef Waleri Gerassi-
mow. Allen wurde vorgeworfen, in der 
Ukraine Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit verübt zu 
haben. Dazu zählten vorsätzliche Angriffe 
auf zivile Objekte, die Verursachung über-
mäßigen Schadens an Zivilpersonen, 
die Beschädigung ziviler Objekte sowie 
unmenschliche Handlungen. Russland ist 
nicht Vertragspartner des IStGH. 

Kriegsdienstverweigerung
Die ukrainischen Behörden verstärk-
ten 2024 ihre Bemühungen, Soldaten für 
die Armee zu gewinnen. So trat im April 
2022 ein Gesetz in Kraft, das die Alters-
grenze für die Einberufung von Reservis-
ten von 27 auf 25 Jahre senkte. Daneben 
gab es aber auch Methoden, die öffentli-
chen Unmut hervorriefen, weil sie unver-
hältnismäßig, willkürlich oder diskriminie-
rend erschienen. 

Um die hohe Zahl männlicher Doktoran-
den zu senken, deren Einberufung ausge-

setzt war, beendete das Bildungsministe-
rium z. B. die Möglichkeit, ein privat finan-
ziertes Promotionsstudium in Vollzeit zu 
absolvieren. Dies galt sowohl für Männer 
als auch für Frauen, obwohl Frauen von 
der Wehrpflicht ausgenommen waren.

Seit Beginn der russischen Invasion im 
Jahre 2022 gab es keine Möglichkeit mehr, 
alternativ zum Wehrdienst einen Zivil-
dienst zu leisten. Die Zahl der Strafverfah-
ren gegen Militärdienstverweigerer nahm 
ab Mitte 2024 deutlich zu. Die Gesamt-
zahl stieg auf 300, zusätzlich zu den 80 
Fällen, die bereits vor Gericht verhandelt 
wurden. Im Oktober 2024 begann das 
Verfassungsgericht die Beratung darüber, 
ob es zulässig sei, das in der Verfassung 
verankerte Recht auf Militärdienstverwei-
gerung aus Gewissensgründen unter dem 
Kriegsrecht auszusetzen. Diese dauerte 
Ende 2024 noch an.

Meinungs-, Presse- 
und Religionsfreiheit

Auch bürgerliche Rechte wie Meinungs- 
und Religionsfreiheit blieben nicht frei von 
Einschränkungen. Die Ukraine hatte im 
Jahr 2022 von ihrem Recht gemäß Artikel 
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15 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) Gebrauch gemacht, unter 
Berufung auf den Kriegsfall einige Arti-
kel der EMRK teilweise oder vollständig 
außer Kraft zu setzen. Im April 2024 teilte 
die Ukraine dem Europarat mit, diese 
Derogationen reduzieren zu wollen. Die 
Artikel 4 Absatz 3 (Verbot der Zwangs- 
oder Pflichtarbeit), Artikel 9 (Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit), Arti-
kel 13 (Recht auf wirksame Beschwerde), 
Artikel 14 (Diskriminierungsverbot) und 
Artikel 16 (Beschränkungen der politi-
schen Tätigkeit ausländischer Personen) 
würden nun wieder volle Anwendung 
finden.

Für das in Artikel 10 verankerte Recht 
auf Meinungsfreiheit wurde jedoch eine 
Abweichung von der Konvention beibe-
halten. Es gab dazu verschiedene Vor-
würfe: Führende Medien beklagten, sie 
würden von den ukrainischen Behör-
den unter Druck gesetzt. Im Januar 2024 
berichteten Journalist*innen, dass sie 
vom ukrainischen Geheimdienst SBU 

überwacht und ihre Telefone abge-
hört würden. Im Oktober 2024 warf 
die Redaktion der führenden Tageszei-
tung Ukrainska Pravda dem Präsidial-
amt u. a. vor, es übe Druck auf Werbe-
partner der Zeitung aus, keine Anzei-
gen mehr zu schalten, um so eine Ände-
rung der Berichterstattung zu erzwin-
gen. Die Untersuchungen des Staatli-
chen Ermittlungsbüros zum Vorwurf der 
Überwachung und Abhörung dauerten 
Ende 2024 noch an. Die Behörden wiesen 
die Anschuldigungen, Druck auszuüben, 
zurück, und Präsident Wolodymyr Selens-
kyj erklärte, Druck auf Journalist*innen 
auszuüben, sei „inakzeptabel“. 

2024 wurden weitere Verfahren gemäß 
Paragraf 436-2 des ukrainischen Straf-
gesetzbuchs eingeleitet, der die „Recht-
fertigung, Billigung oder Leugnung der 
bewaffneten Aggression der Russischen 
Föderation gegen die Ukraine und Ver-
herrlichung der daran Beteiligten“ unter 
Strafe stellt. Allerdings war die Zahl der 
an die Gerichte überwiesenen Strafver-

fahren nach Paragraf 436-2 im Novem-
ber 2024 im Vergleich zum Vorjahr um 
29 Prozent zurückgegangen

Im August 2024 trat ein Gesetz in Kraft, 
das religiöse Organisationen verbietet, 
„deren Führungszentrum sich in einem 
Staat befindet, der einen bewaffne-
ten Angriff auf die Ukraine verübt“. Das 
Gesetz bezog sich auf die Ukrainisch-
Orthodoxe Kirche (UOK), deren Ver-
hältnis zur Russisch-Orthodoxen Kirche 
umstritten war. Die ukrainischen Behör-
den warfen der UOK vor, eng mit dem 
russischen Geheimdienst zusammenzuar-
beiten, und erhoben gegen deren Priester 
und Gemeindemitglieder Anklage wegen 
„Rechtfertigung der bewaffneten Aggres-
sion der Russischen Föderation gegen die 
Ukraine“. Das neue Gesetz verlangte von 
der UOK, ihre Verbindung zum Moskauer 
Patriarchat innerhalb von neun Monaten 
zu beenden.

Alte und Menschen 
mit Behinderung

Eine Gruppe, die vom Kriegsgeschehen 
besonders stark betroffen war, waren 
Ältere und Menschen mit Behinderungen. 
Viele von ihnen lebten in der Nähe der 
Front und gehörten zu den am stärksten 
gefährdeten Personen, weil sie aufgrund 
körperlicher Einschränkungen häufig nicht 
in der Lage waren, bei Luftalarm die vor-
gesehenen Schutzräume zu erreichen.

Ältere Menschen, die infolge der Kämpfe 
vertrieben wurden, hatten größte Schwie-
rigkeiten, eine neue Bleibe zu finden, weil 
80 Prozent von ihnen aufgrund äußerst 
niedriger Renten unterhalb der Armuts-
grenze lebten. Die Notunterkünfte für 
Vertriebene, in denen sie überrepräsen-
tiert waren, waren vor allem für Men-
schen mit Behinderungen meist unge-
eignet, weil sie nicht barrierefrei waren. 
Seit Beginn des russischen Angriffskriegs 
wurden deshalb Tausende von ihnen in 
Pflegeheimen untergebracht. 

Häusliche Gewalt
In einem weiteren Bereich machten sich 
die ständige Bedrohung und Gewalt, mit 
der die Menschen täglich konfrontiert 
wurden, bemerkbar. Die Zahl der Straf-
verfahren, die wegen häuslicher Gewalt 
eingeleitet wurden, lag 2024 laut Angaben 
der Generalstaatsanwaltschaft 80 Pro-
zent höher als im Vorjahr. Die Verfah-
ren betrafen mehr als 5.000 Überle-
bende, die meisten von ihnen Frauen und 

Fluchtgründe & Fluchtwege

Traumatherapeutin Winzely: 

„Kriegserlebnisse dramatisch für 
Entwicklung junger Menschen“
Die Wiener Psychologin Barbara Winzely hält es für richtig, therapie- und 
behandlungsbedürftige Kinder aus Gaza nach Deutschland zu bringen. Sie hat 
auf die Auswirkung von Kriegserlebnissen für Kinder und Jugendliche verwiesen. 
Die Folgen für die Entwicklung junger Menschen seien dramatisch. Auch bei 
Erwachsenden stelle man nachhaltige Verändungen und Störungen fest, wenn 
diese Erfahrungen im Krieg machten.

Winzely arbeitet als Traumatherapeutin im Betreuungszentrum für Folter- und 
Kriegsüberlebende Hemayat in Wien. Man beobachte bei jungen Menschen vor 
allem Entwicklungsstörungen nach extremen Erfahrungen wie Krieg. Es gebe 
ein breites Spektrum von Symptomen. Das betreffe etwa Schlafstörungen, Pro-
bleme bei der sprachlichen Entwicklung oder im Bereich der sozialen Kom-
petenz. „Junge kriegstraumatisierte Menschen ziehen sich häufig zurück und 
können keine Bindung zu anderen eingehen“.

Der Psychologin zufolge ist es egal, ob die Kinder aus Afghanistan, der Ukra-
ine aus anderen Kriegs– und Krisengebieten kommen. „Ich habe die Erfah-
rung gemacht, dass die Auswirkungen ziemlich ähnlich sind.“ Winzely betonte, 
dass sie bei ihrer Arbeit stets auch das Ziel einer möglichen Heilung verfolgt. 
Bei geeigneter Therapie und nach einer gewissen Zeit gebe es durchaus die 
Chance, dass die Betroffenen wieder ein halbwegs normales Leben führen 
könnten.

Ein Interview mit Frau Winzely ist online beim DLF: https://www.deutschland-
funk.de/interview-mit-barbara-winzely-psychotherapeutn-zu-kriegstraumati-
sierte-kinder-100.html 
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Kinder. Nach Einschätzung des Global 
Public Policy Institute war die Zunahme 
geschlechtsspezifischer Gewalt u. a. auf 
Sexualverbrechen durch Angehörige der 
russischen Streitkräfte sowie die prekären 
Lebensbedingungen von Binnenvertriebe-
nen, die wirtschaftliche Instabilität, starre 
Geschlechterrollen sowie Stress und Trau-
mata infolge des Kriegs zurückzuführen. 

Im Mai 2024 verabschiedete das Par-
lament ein Gesetz, um das ukraini-
sche Strafrecht mit dem Übereinkom-
men des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt (Istanbul-Kon-
vention) in Einklang zu bringen, das die 
Ukraine 2022 ratifiziert hatte. Durch das 
Gesetz wurden verschiedene Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt strafbar, 
u. a. Einschüchterung und sexuelle Beläs-
tigung sowohl im Alltag als auch im Inter-
net.

Gleichbehandlung
Im Juni 2024 fand in Kyjiw erstmals seit 
2021 wieder eine Pride-Parade statt. 
Bezüglich der Rechte und der rechtli-
chen Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Paare gab es jedoch keine nennenswerten 
Fortschritte. Die parlamentarische Bera-
tung über einen Gesetzentwurf aus dem 
Jahr 2021, der vorsah, sexuelle Orientie-
rung und Geschlechtsidentität als Gründe 
für Hassverbrechen in das Strafgesetz-
buch aufzunehmen und als erschweren-
den Umstand zu werten, stand Ende 2024 
immer noch aus.

Recht auf eine 
gesunde Umwelt

Neben den Menschen ist es die Umwelt, 
die durch die fortdauernden Kriegshand-
lungen Schaden nimmt und damit auch 
das Recht der Menschen auf eine gesunde 
Umwelt. 

Lokale Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) machten 2024 auf umfang-
reiche und langfristige Umweltschäden 
infolge des russischen Angriffskriegs auf-
merksam, wie z. B. die Verseuchung 
des Bodens, des Wassers und der Luft 
in der Ukraine sowie die Verschmut-
zung des Schwarzen Meeres. Behörden 
und Umweltschützer*innen meldeten im 
August und September 2024 ein massen-
haftes Fischsterben in den Flüssen Seim 
und Desna aufgrund von Verschmutzun-
gen, die flussaufwärts in Russland verur-
sacht worden waren.

Im Juni 2024 verabschiedete die Regie-
rung einen nationalen Energie- und Klima-
plan, um die Energie- und Klimapolitik des 
Landes an die EU-Ziele anzupassen, u. a. 
durch den schrittweisen Ausstieg aus der 
Kohleverstromung bis 2035.

Die Lage in den russisch 
besetzten Gebieten

Die Menschenrechtssituation scheint für 
viele Menschen in den besetzten Gebie-
ten im Osten schlechter zu sein als in der 
restlichen Ukraine. Die Politik der „Russi-
fizierung“ der Krim und auch der anderen 
besetzten Gebiete führte zu einer Unter-
drückung der nicht-russischen Bevöl-
kerung durch Diskriminierung bis hin 
zu Folter und anderen Misshandlungen. 
Angeführt wurden die Indoktrination von 
Kindern, die erzwungene Zusammenar-
beit von Lehrkräften mit den Besatzungs-
behörden, das Verdrängen von Ukrainisch 
als Unterrichtssprache.

In den besetzten Regionen Donezk und 
Luhansk sollten die seit 2016 ausgestell-
ten Pässe nicht mehr gültig sein und gegen 
russische Pässe eingetauscht werden. 
Einwohner*innen ohne russischen Pass 
würden als „ausländische Staatsangehö-
rige“ betrachtet, von einigen grundlegen-
den Versorgungsleistungen ausgeschlos-
sen und Gefahr laufen, abgeschoben zu 
werden. 

Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte urteilte im Juni 2024, dass die 
russische Verwaltung der Krim zahlrei-
che Menschenrechte verletzt habe, indem 
sie die Einwohner*innen zwang, die rus-
sische Staatsbürgerschaft anzunehmen, 
Häftlinge nach Russland überstellte, Per-
sonen verschwinden ließ und die Religi-
ons- und Medienfreiheit unterdrückte. 
Der Gerichtshof stellte außerdem fest, 
dass die Behandlung von Minderheiten 
wie der Krimtatar*innen oder der Zeugen 
Jehovas gegen das Diskriminierungsver-
bot verstieß.

Es gab weiterhin glaubwürdige Berichte 
darüber, dass ukrainische Zivilperso-
nen und Militärangehörige in den russisch 
besetzten Gebieten Opfer von Folter und 
anderen Misshandlungen sowie des Ver-
schwindenlassens wurden. Die vom UN-
Menschenrechtsrat eingesetzte Unab-
hängige Internationale Untersuchungs-
kommission zur Ukraine kam im Oktober 
2024 zu dem Schluss, dass die russischen 
Behörden „eine koordinierte staatliche 
Politik der Folter ukrainischer Zivilperso-

nen und Kriegsgefangener“ verfolgten, die 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
darstelle. 

Russland verweigerte UN-
Beobachter*innen 2024 den Zugang 
zu Hafteinrichtungen, in denen ukrai-
nische Zivilpersonen und Kriegsgefan-
gene festgehalten wurden. Andere inter-
nationale Organisationen hatten ebenfalls 
keinen oder allenfalls begrenzten Zugang 
zu Hafteinrichtungen unter russischer 
Kontrolle und zu den russisch besetz-
ten Gebieten insgesamt. Hilfsorganisati-
onen konnten deshalb dort keine huma-
nitäre Hilfe leisten. Da für Zivilpersonen 
in diesen Gebieten die Freizügigkeit ein-
geschränkt war, trug dazu bei, dass der 
Zugang zu wichtigen Dienstleistungen 
ebenfalls eingeschränkt war. 

Russlands Anschuldigungen, die ukraini-
schen Streitkräfte würden völkerrecht-
liche Verbrechen verüben und seien 
z. B. für einen Angriff auf einen Markt in 
Donezk mit mehreren Todesopfern im 
Januar 2024 verantwortlich, ließen sich 
nicht unparteiisch überprüfen, weil unab-
hängige Medien und Menschenrechtsor-
ganisationen keinen Zugang zu den rus-
sisch besetzten Gebieten hatten.

Im März 2024 ergriffen die De-facto-
Behörden in der besetzten Region 
Donezk eine Maßnahme, die zurück-
gelassene Besitztümer von Vertriebe-
nen betraf. Sie veröffentlichten im Inter-
net eine Liste mit „herrenlosen“ Immo-
bilien und gaben den Eigentümer*innen 
30 Tage Zeit, persönlich zu erscheinen 
und einen russischen oder vor Ort ausge-
stellten „Pass“ vorzulegen, um ihr Eigen-
tum zurückzuerlangen. Das Vorgehen 
kam einer Enteignung der Vertriebenen 
gleich.

Susanne Stefan engagiert sich bei der Asyl-Gruppe 
von Amnesty International in Kiel.
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